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Magdeburg, den 24. Mai 2026 
 
 
 

Beantwortung: Wahlprüfsteine des Landesverbandes Hauskrankenpflege Sachsen-
Anhalt e.V. zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt am 6. September 2026 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für Ihre Anfrage, die wir hiermit gern beantworten. Die Beantwortung Ihrer 
Wahlprüfsteine erfolgt dabei federführend durch Herrn Dr. Hans-Thomas Tillschneider, 
stellvertretenden Vorsitzenden und leitenden Programmdirektor der Partei Alternative für 
Deutschland – Landesverband Sachsen-Anhalt. 
 
Ohne Weiteres gehen wir davon aus, dass wir unsere Antworten zu Ihren Wahlprüfsteinen 
parallel in unseren eigenen Veröffentlichungen (online) abbilden dürfen. 
 
Im Falle von Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
i.A. Patrick Harr 
AfD Sachsen-Anhalt 
Pressestelle 
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Antworten der Partei Alternative für Deutschland – Landesverband Sach-
sen-Anhalt zu den Wahlprüfsteinen des Landesverbandes Hauskranken-
pflege Sachsen-Anhalt e.V. zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt am 6. 
September 2026 
 
1. Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischem Dienst Doppelprüfun-

gen vermeiden 
 

Die Qualitätssicherung und Kontrolle von Pflegeeinrichtungen erfolgt derzeit durch 
verschiedene Institutionen, insbesondere durch die Heimaufsicht der Länder sowie 
den Medizinischen Dienst der Kranken- und Pflegekassen, aber auch durch Ge-
sundheitsämter und weitere Aufsichtsbehörden. Diese Institutionen verfolgen un-
terschiedliche Prüfaufträge und rechtliche Grundlagen. In der Praxis führt das häu-
fig zu parallelen oder zeitlich eng aufeinanderfolgenden Prüfungen, unterschiedli-
chen Bewertungsmaßstäben sowie zu einem erheblichen organisatorischen Auf-
wand für die Einrichtungen. Die wiederholten Prüfungen stellen eine spürbare Be-
lastung dar, da Personal gebunden wird und Abläufe angepasst werden müssen. 
Dadurch steht wertvolle Arbeitszeit von Pflegekräften und Leitungspersonal nicht 
unmittelbar für die Versorgung der Pflegebedürftigen zur Verfügung. Zudem kann die 
Vielzahl an Prüfungen zu Unsicherheiten hinsichtlich Zuständigkeiten, Prüfkriterien 
und Anforderungen führen. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob eine 
stärkere Bündelung und Koordination der Prüfaufgaben, beispielsweise durch eine 
engere Zusammenarbeit oder Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizini-
schem Dienst, zu einer effizienteren und transparenteren Kontrolle beitragen könn-
ten. Ziel wäre es, Doppelstrukturen und unnötige Doppelprüfungen zu vermeiden, 
Ressourcen effizienter einzusetzen und gleichzeitig die Qualitätssicherung für Pfle-
gebedürftige nachhaltig zu verbessern.  
 
Frage: Sind Sie für eine Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischem 
Dienst zu einer gemeinsamen Prüfbehörde? Sollten Doppelprüfungen begrenzt 
oder soweit möglich auf wenige bzw. gemeinsame Prüfungstermine im Jahr gebün-
delt werden? 

 
Antwort: Wir treten dafür ein, Doppelstrukturen in der Pflegekontrolle konsequent 
zurückzudrängen. Entscheidend ist für uns nicht die Schaffung neuer Bürokratien, 
sondern eine praxistaugliche Aufsicht mit klaren Zuständigkeiten, einheitlichen 
Prüfkriterien und möglichst gebündelten Vor-Ort-Terminen. Soweit rechtlich mög-
lich, sollten Heimaufsicht, Medizinischer Dienst und weitere Prüfstellen ihre Kon-
trollen eng abstimmen und auf gemeinsame oder zumindest abgestimmte Prü-
fungstermine hinwirken. Pflegekräfte müssen am Menschen arbeiten können und 
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dürfen nicht immer mehr Zeit mit Mehrfachprüfungen, Dokumentation und organi-
satorischen Parallelabläufen verlieren, genau deshalb fordern wir auch generell we-
niger Bürokratie und weniger Dokumentationslast in der Pflege. 
 

2. Begrenzung des pflegebedingten Eigenanteils 
 

Die Eigenanteile, die Pflegebedürftige insbesondere in stationären Pflegeeinrich-
tungen selbst tragen müssen, sind in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestie-
gen. Für viele Betroffene und deren Angehörige stellt dies eine erhebliche finanzielle 
Belastung dar, die teilweise nur durch zusätzliche Sozialleistungen oder durch den 
Einsatz privater Vermögen getragen werden kann. Die Entwicklung wirft zunehmend 
sozialpolitische Fragen auf, insbesondere hinsichtlich der langfristigen Finanzier-
barkeit von Pflegeleistungen für Pflegebedürftige und deren Familien. In der politi-
schen Diskussion wird daher immer wieder die Einführung einer gesetzlichen Ober-
grenze für den pflegebedingten Eigenanteil diskutiert, um die finanzielle Belastung 
planbarer und sozial verträglicher zu gestalten. Zugleich gilt es, eine weitere Belas-
tung der Kommunen zu vermeiden, da die Ausgaben für die „Hilfe zur Pflege“ im 
Rahmen der Sozialhilfe infolge steigender Eigenanteile ebenfalls zunehmen. Ohne 
geeignete Gegenmaßnahmen droht eine wachsende finanzielle Überforderung der 
kommunalen Haushalte, was die Notwendigkeit struktureller Reformen zusätzlich 
unterstreicht. 
 
Frage: Sollte der pflegebedingte Eigenanteil für Versicherte gesetzlich auf einen fes-
ten Maximalbetrag begrenzt werden? Was könnten aus Sicht Ihrer Partei geeignete 
Lösungsansätze für diese Fragestellung sein? 
 
Antwort: Aus unserer Sicht sind die steigenden Eigenanteile in der stationären 
Pflege für viele Familien längst untragbar geworden. Deshalb befürworten wir eine 
wirksame Begrenzung des pflegebedingten Eigenanteils, damit Pflegebedürftigkeit 
nicht zur Armutsfalle wird. Ein tragfähiger Lösungsansatz besteht nach unserer Auf-
fassung darin, die pflegebedingten Lasten spürbar zu deckeln, pflegende Angehö-
rige steuerlich stärker zu entlasten und mit einem Landespflegegeld zusätzliche Un-
terstützung zu schaffen. Wer ein Leben lang gearbeitet, gespart und Verantwortung 
übernommen hat, darf im Pflegefall nicht noch einmal finanziell bestraft werden. 
 

3. Investitionskosten in der Pflege 
 

In stationären Pflegeeinrichtungen tragen Pflegebedürftige derzeit nicht nur die pfle-
gebedingten Kosten, sondern häufig auch Investitionskosten der Einrichtungen, bei-
spielsweise für Gebäude, Modernisierung oder technische Ausstattung. Diese Kos-
ten werden in vielen Bundesländern über die Bewohnerinnen und Bewohner 
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refinanziert. Dadurch erhöht sich die finanzielle Gesamtbelastung für Pflegebedürf-
tige erheblich. Zu hinterfragen ist, ob Investitionskosten grundsätzlich eine staatli-
che oder solidarische Aufgabe darstellen sollten, um eine flächendeckende Versor-
gung sicherzustellen und die Eigenanteile der Bewohner zu begrenzen. Vor diesem 
Hintergrund möchten wir wissen, ob die Pflegeversicherung künftig auch die Inves-
titionskosten stärker berücksichtigen oder übernehmen sollte. 
 
Frage: Sollte die Pflegeversicherung so reformiert werden, dass neben den Pflege-
kosten auch die Investitionskosten abgedeckt werden? Hat Ihre Partei andere Vor-
schläge zur Refinanzierung von Investitionskosten? 
 
Antwort: Die Investitionskosten dürfen nicht dauerhaft einseitig auf pflegebedürf-
tige Menschen abgewälzt werden. Pflegeplätze sind Teil der Daseinsvorsorge, des-
halb braucht es hier mehr öffentliche Verantwortung statt immer neuer Belastungen 
für Bewohner und Angehörige. Nach unserem Verständnis ist die Pflegeversiche-
rung so weiterzuentwickeln, dass pflegerische Versorgung verlässlich abgesichert 
wird und Investitionskosten nicht länger zum Kostentreiber zulasten der Betroffenen 
werden. Wo das Land Verantwortung übernehmen kann, etwa über zielgerichtete 
Investitionsprogramme oder eine stärkere öffentliche Mitfinanzierung, sollte es das 
auch tun. Gesundheitsversorgung ist eine öffentliche Aufgabe und muss zwingend 
bezahlbar bleiben! 
 

4. Flexibles Gesamtbudget für Pflegeleistungen 
 

Die Leistungen der Pflegeversicherung sind derzeit in verschiedene, teilweise strikt 
getrennte Budgets aufgeteilt. Diese Aufteilung kann in der Praxis dazu führen, dass 
vorhandene Leistungen nicht vollständig genutzt werden, obwohl ein Bedarf be-
steht, da die Mittel nicht flexibel zwischen verschiedenen Leistungsarten verscho-
ben werden dürfen. Für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen kann dies zu unnöti-
ger Bürokratie und eingeschränkten Handlungsmöglichkeiten führen. Einige Re-
formvorschläge sehen daher die Einführung eines einheitlichen, flexibel nutzbaren 
Gesamtbudgets vor, das Pflegebedürftigen mehr Gestaltungsspielraum bei der Or-
ganisation ihrer Versorgung ermöglichen würde. 
 
Frage: Sollten die bisher getrennten Budgets zu einem einheitlichen und flexibel 
nutzbaren Gesamtbudget für Pflegebedürftige zusammengeführt werden? 
 
Antwort: Statt kleinteiliger und lebensfremder Leistungstöpfe brauchen Pflegebe-
dürftige mehr Gestaltungsfreiheit. Deshalb stehen wir einer Zusammenführung ge-
trennter Budgets zu einem flexibler nutzbaren Gesamtbudget grundsätzlich offen 
gegenüber, sofern Transparenz, Missbrauchssicherheit und Versorgungsqualität 
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gewahrt bleiben. Wichtig ist aus unserer Sicht, dass Familien und Betroffene selbst 
entscheiden können, welche Hilfe sie im Alltag tatsächlich benötigen. Ein flexible-
res Budget muss den Menschen dienen und Bürokratie abbauen, nicht neue Verwal-
tungsschritte schaffen. 
 

5. Führerscheinkosten für Auszubildende in der ambulanten Pflege 
 

Insbesondere im ländlichen Raum sind Pflegekräfte in der ambulanten Versorgung 
auf Mobilität angewiesen, da sie täglich mehrere Patienten in unterschiedlichen Or-
ten aufsuchen müssen. Für viele Auszubildende stellt der Erwerb eines Führer-
scheins jedoch eine erhebliche finanzielle Hürde dar. Dies kann dazu führen, dass 
sich junge Menschen trotz Interesse am Pflegeberuf gegen eine Ausbildung im am-
bulanten Bereich entscheiden. Eine staatliche Unterstützung beim Erwerb des Füh-
rerscheins könnte daher dazu beitragen, den Zugang zur Ausbildung zu erleichtern 
und gleichzeitig die Versorgungssicherheit in der ambulanten Pflege zu stärken. 
 
Frage: Befürworten Sie eine staatliche Übernahme der Führerscheinkosten für Aus-
zubildende in der ambulanten Pflege? 
 
Antwort: Gerade im ländlichen Raum ist Mobilität eine Grundvoraussetzung für am-
bulante Pflege. Deshalb befürworten wir eine staatliche Unterstützung beim Führer-
scheinerwerb für Auszubildende in der ambulanten Pflege ausdrücklich. 
Wir haben bereits in der 8. Wahlperiode im Landtag von Sachsen-Anhalt einen Füh-
rerschein-Zuschuss für Auszubildende in Sachsen-Anhalt gefordert. Vorgesehen 
war eine Förderung von 50 Prozent bis maximal 1.500 Euro, weil Ausbildungsstätte 
und Berufsschule vielerorts nicht ausreichend mit dem ÖPNV erreichbar sind. Für 
die ambulante Pflege gilt dieses Argument in besonderem Maße, weil dort Mobilität 
nicht nur den Ausbildungsweg, sondern die spätere Versorgung direkt absichert.  Mit 
Blick auf die kommende Legislaturperiode werden wir dieses Vorhaben beibehalten 
und erneut fordern. 
 

6. Fachkraftquote und individuelle Personalbemessung in der Nacht 
 

Der Fachkräftemangel stellt Pflegeeinrichtungen vor organisatorische und wirt-
schaftliche Herausforderungen, insbesondere bei der Besetzung von Nachtschich-
ten. Gleichzeitig bestehen gesetzliche Vorgaben zur Fachkraftquote, die sicherstel-
len sollen, dass ausreichend qualifiziertes Personal eingesetzt wird. Diese Anforde-
rungen sind jedoch häufig mit hohen Personalkosten verbunden, wodurch die finan-
zielle Belastung der Einrichtungen weiter steigt. Zugleich unterscheiden sich Pfle-
geeinrichtungen erheblich hinsichtlich ihrer Bewohnerstruktur, etwa im Hinblick auf 
Pflegegrad, Demenzanteil oder medizinischen Versorgungsbedarf. Starre Vorgaben 
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zur Fachkraftquote können diese Unterschiede nur begrenzt abbilden. In der Praxis 
stellt sich daher zunehmend die Frage, ob eine stärker bedarfsorientierte und indi-
viduelle Personalbemessung – insbesondere in der Nacht – sinnvoller wäre. Ein 
möglicher Lösungsansatz ist bestehende Vorgaben zu flexibilisieren oder anzupas-
sen, um den praktischen Herausforderungen des Personalmangels besser zu be-
gegnen und gleichzeitig eine wirtschaftlich tragfähige Personalplanung zu ermögli-
chen. Ziel ist es, ein angemessenes Gleichgewicht zwischen Versorgungsqualität, 
Sicherheit der Bewohner sowie den realen personellen und finanziellen Möglichkei-
ten der Einrichtungen zu finden. Perspektivisch eröffnen das Personalbemessungs-
instrument sowie das Pflegeassistenzgesetz neue Spielräume für Veränderungen. 
Durch eine differenziertere Personalplanung und eine stärkere Einbindung qualifi-
zierter Assistenzkräfte können Aufgaben gezielter verteilt und Fachkräfte entlastet 
werden, ohne die Versorgungsqualität zu beeinträchtigen. Eine solche bedarfsori-
entierte Ausgestaltung könnte dazu beitragen, die bestehenden Spannungsfelder 
zwischen Personalmangel, gesetzlichen Anforderungen und wirtschaftlichem 
Druck langfristig zu entschärfen. 
 
Frage: Ist die Abschaffung der nächtlichen Fachkraftquote aus Ihrer Sicht ein geeig-
neter Ansatz, um den Personalmangel zu bewältigen und gleichzeitig die wirtschaft-
liche Situation der Einrichtungen zu entlasten? Sollte die Personalbemessung in der 
Nacht stärker an der tatsächlichen Bewohnerstruktur ausgerichtet werden, statt an 
einer starren Quote? 
 
Antwort: Starre Quoten helfen niemandem, wenn sie an der Realität der Einrichtun-
gen vorbeigehen. Darum halten wir eine bedarfsorientierte Personalbemessung in 
der Nacht für deutlich sinnvoller als starre Vorgaben, die Bewohnerstruktur, Pflege-
grad und tatsächlichen Versorgungsbedarf nur unzureichend abbilden. Eine voll-
ständige Absenkung fachlicher Standards darf es dabei nicht geben, wohl aber 
mehr Flexibilität dort, wo qualifizierte Assistenzkräfte, klare Verantwortlichkeiten 
und eine saubere Risikobewertung tragfähige Lösungen ermöglichen. 
 

7. Vergütungsverhandlungen in der Pflege 
 

Die Vergütung von Pflegeleistungen wird zwischen Pflegeeinrichtungen und Kosten-
trägern in Verhandlungen festgelegt. Kommt es dabei zu keiner Einigung, können 
sich Verhandlungen über einen längeren Zeitraum hinziehen. Für Pflegeeinrichtun-
gen kann dies zu wirtschaftlicher Unsicherheit führen, da Kostensteigerungen etwa 
durch Tarifentwicklung oder Inflation nicht zeitnah refinanziert werden können. Es 
stellt sich die Frage, ob nach Ablauf einer bestimmten Frist eine verbindliche Fest-
setzung von Vergütungssätzen erfolgen sollte. 
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Frage: Sollten Vergütungssätze nach einer festgelegten Frist verbindlich festgesetzt 
werden können, wenn keine Einigung erzielt wird? Wie könnte eine praktikable Lö-
sung diesbezüglich aussehen? 
 
Antwort: Wo sich Vergütungsverhandlungen endlos hinziehen, entstehen Unsicher-
heit und wirtschaftlicher Druck auf die Einrichtungen. Deshalb halten wir eine ver-
bindliche Entscheidungsregel nach Ablauf einer klaren Frist für notwendig, damit 
Kostensteigerungen nicht monatelang zulasten der Träger und am Ende der Versor-
gungssicherheit gehen. Praktikabel wäre ein verbindliches Schieds- oder Festset-
zungsverfahren mit festen Fristen, transparenten Berechnungsgrundlagen und 
rückwirkender Geltung ab Antragstellung. Wer Versorgung sicherstellt, muss sich 
darauf verlassen können, dass berechtigte Kosten nicht durch Verschleppung ent-
wertet werden. 
 

8. Finanzierung der Pflegeausbildung 
 

Der Bedarf an qualifizierten Pflegekräften wird in den kommenden Jahren weiter 
steigen. Gleichzeitig verursacht die Ausbildung von Pflegekräften erhebliche Kosten 
für Ausbildungsträger und Pflegeeinrichtungen. Diese Kosten werden im derzeitigen 
System der Ausbildungsumlage auf die Einrichtungen verteilt und häufig indirekt an 
die Pflegebedürftigen weitergegeben, etwa in Form höherer Eigenanteile. Um den 
Nachwuchs im Pflegebereich zu sichern, sollte geprüft werden, ob die Finanzierung 
der Ausbildung aus öffentlichen Mitteln erfolgen könnte. Eine stärkere steuerliche 
Finanzierung könnte dazu beitragen, Ausbildungskapazitäten auszubauen und Ein-
richtungen finanziell zu entlasten. Gleichzeitig würde dies die Pflegebedürftigen 
entlasten, da die Kosten nicht länger über Umlagen an sie anteilig weitergegeben 
werden. Darüber hinaus könnte eine verlässliche öffentliche Finanzierung die At-
traktivität der Pflegeberufe steigern, indem sie bessere Ausbildungsbedingungen 
und eine höhere Planungssicherheit für Träger ermöglicht. Langfristig wäre dies ein 
wichtiger Schritt, um dem Fachkräftemangel in der Pflege wirksam zu begegnen und 
die Versorgungsqualität zu sichern. 
 
Frage: Befürworten Sie eine stärkere Refinanzierung der Ausbildungskosten in der 
Pflege durch Steuermittel? 
 
Antwort: Die Ausbildung künftiger Pflegekräfte ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe und darf nicht immer weiter über Umlagen und steigende Eigenanteile bei 
Pflegebedürftigen mitfinanziert werden. Deshalb befürworten wir eine stärkere 
steuerfinanzierte Refinanzierung der Pflegeausbildung. Zugleich steht für uns fest, 
dass die Qualität der Ausbildung wieder gestärkt werden muss. Bereits in der 8. 
Wahlperiode des Landtages haben wir die Rückkehr zur spezialisierten 
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Pflegeausbildung für Altenpflege, Gesundheits- und Krankenpflege sowie Kinder- 
und Jugendkrankenpflege beantragt und dies mit Qualitätsverlusten der generalisti-
schen Ausbildung begründet. Auch in der kommenden Legislaturperiode wird die-
ses Thema erneut von uns aufgegriffen und weiter vorangetrieben werden, denn wer 
gute Pflege will, braucht eine passgenaue und qualitativ hochwertige Ausbildung. 
 

9. Verstaatlichung des Pflegesektors 
 

Die Pflege in Deutschland wird derzeit von einer Vielzahl unterschiedlicher Träger 
erbracht, darunter private Unternehmen, freigemeinnützige Organisationen sowie 
kommunale Einrichtungen. Dieses System wird häufig als „Trägervielfalt“ bezeich-
net und gilt als prägendes Element der deutschen Pflegeversorgung. In der politi-
schen Diskussion wird jedoch teilweise auch eine stärkere Rolle des Staates bis hin 
zu einer Verstaatlichung einzelner Bereiche der Pflege thematisiert. Dabei stehen 
Fragen nach Effizienz, Qualität, Finanzierung und Versorgungssicherheit im Mittel-
punkt. 
 
Frage: Befürworten Sie eine Verstaatlichung des Pflegesektors? 
 
Antwort: Eine Verstaatlichung des Pflegesektors lehnen wir ab. Bewährte Träger-
vielfalt, regionale Verankerung und unternehmerische Verantwortung dürfen nicht 
durch zentralistische Staatslösungen ersetzt werden. Was wir allerdings ebenso ab-
lehnen, ist eine rein renditegetriebene Ausrichtung zulasten der Versorgung. Pflege 
ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge; deshalb muss der Staat klare Rahmen set-
zen, Investitionen ermöglichen und Fehlentwicklungen korrigieren, ohne freie und 
gemeinnützige Träger aus dem System zu drängen. 
 

10. Finanzierung zukünftiger Pflegereformen 
 

Angesichts steigender Kosten im Pflegesystem gibt es einige Vorschläge und An-
sätze seitens der Politik, wie zukünftige Reformen der Pflegeversicherung finanziert 
werden sollen. Dabei stehen unterschiedliche Modelle im Raum, beispielsweise 
eine Finanzierung durch Umverteilung innerhalb bestehender Budgets oder durch 
zusätzliche öffentliche Mittel, etwa in Form von Steuerzuschüssen. Die zentrale 
Frage ist dabei, wie Leistungsverbesserungen finanziert werden können, ohne dass 
es gleichzeitig zu Leistungskürzungen für Pflegebedürftige kommt. 
 
Frage: Schließen Sie eine Pflegereform aus, die ausschließlich durch Umverteilung 
innerhalb des bestehenden Budgets finanziert wird und dadurch zu Leistungskür-
zungen für Pflegebedürftige führen könnte? Was haben Sie für Finanzierungsan-
sätze? 
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Antwort: Reformen in der Pflege dürfen nicht dadurch finanziert werden, dass man 
an anderer Stelle Leistungen kürzt. Eine bloße Umverteilung innerhalb eines ohne-
hin überlasteten Systems lehnen wir daher ab, wenn sie am Ende zu Verschlechte-
rungen für Pflegebedürftige führt. Finanzierungsansätze sehen wir in einer stärkeren 
öffentlichen Mitverantwortung, einer Entlastung der Eigenanteile, einer gezielteren 
Steuerfinanzierung versicherungsfremder Leistungen, mehr Investitionen statt Fol-
gekosten und einer klaren Prioritätensetzung zugunsten der eigenen Bürger. Pflege-
bedürftige und ihre Familien brauchen Verlässlichkeit statt Reformen auf Kosten der 
Leistungsberechtigten. 
 

11. Einführung eines Zivildienstes 
 

Zur Sicherstellung der Pflegeversorgung wird zunehmend über zusätzliche Formen 
gesellschaftlichen Engagements diskutiert. Dazu gehören beispielsweise ver-
pflichtende oder freiwillige Dienste im sozialen Bereich, die jungen Menschen einen 
Einblick in soziale Berufe ermöglichen könnten. Ein solcher Dienst könnte einerseits 
kurzfristig zur Unterstützung sozialer Einrichtungen beitragen und andererseits das 
Interesse an Pflegeberufen fördern. Gleichzeitig ist zu klären, welche Rahmenbedin-
gungen notwendig wären, um eine sinnvolle Integration solcher Dienste in beste-
hende Versorgungsstrukturen zu gewährleisten. 
 
Frage: Sind Sie für die Einführung eines Zivildienstes, um junge Menschen an Pfle-
geberufe heranzuführen und kurzfristig zur Versorgungssicherheit beizutragen? 
 
Antwort: Ein gesellschaftlicher Dienst kann jungen Menschen soziale Berufe näher-
bringen und Einrichtungen punktuell entlasten. Deshalb stehen wir der Wiederein-
führung eines Zivildienstes beziehungsweise eines verpflichtenden oder zumindest 
stark geförderten sozialen Dienstes grundsätzlich positiv gegenüber, wenn er sinn-
voll organisiert wird und keine Fachkräfte ersetzt. Ein solcher Dienst darf nur ergän-
zen, nicht qualifizierte Pflege verdrängen. Richtig ausgestaltet kann er aber Verant-
wortungsbewusstsein stärken, praktische Einblicke vermitteln und den Nachwuchs 
für Pflege- und Sozialberufe interessieren. 
 

12. Zukünftige Ausgestaltung des Pflegegeldes 
 

Das Pflegegeld stellt eine zentrale Leistung der sozialen Pflegeversicherung dar und 
ermöglicht es Pflegebedürftigen, ihre Versorgung eigenständig – insbesondere im 
häuslichen Umfeld durch Angehörige – zu organisieren. Es stärkt die Selbstbestim-
mung und ermöglicht die Einbindung pflegender Angehöriger. Die Verwendung der 
Mittel wird nur begrenzt überprüft und es ist fraglich, inwieweit die derzeitigen 
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Regelungen ausreichend Transparenz über die Mittelverwendung gewährleisten 
und zur Sicherung einer bedarfsgerechten Pflege beitragen. Dabei stehen unter-
schiedliche Aspekte im Fokus, wie etwa die Qualität der Versorgung, die Unterstüt-
zung pflegender Angehöriger sowie die Ausgestaltung von Kontroll- und Beratungs-
strukturen. Mögliche Ansätze sind unter anderem eine stärkere Zweckbindung fi-
nanzieller Leistungen, der Ausbau von Sachleistungen oder alternative Steuerungs-
instrumente. Uns interessiert, wie Ihre Partei dieses Spannungsfeld zwischen 
Selbstbestimmung der Pflegebedürftigen, Unterstützung pflegender Angehöriger 
und Sicherstellung professioneller Versorgungsstandards bewertet. 
 
Frage: Soll die direkte Auszahlung von Pflegegeld an Pflegebedürftige bzw. deren 
Pflegepersonen wie bisher fortgeführt werden? Halten Sie Reformen – einschließ-
lich möglicher Einschränkungen oder einer Abschaffung des derzeitigen Pflegegel-
des zugunsten stärker zweckgebundener Leistungen für erforderlich, um die Quali-
tät der Versorgung sicherzustellen? 
 
Antwort: Pflegegeld muss aus unserer Sicht weiterhin direkt an Pflegebedürftige be-
ziehungsweise ihre Pflegepersonen ausgezahlt werden. Wer zuhause gepflegt wird, 
braucht Selbstbestimmung statt Bevormundung, und pflegende Angehörige verdie-
nen Anerkennung statt Misstrauen. Eine Abschaffung des Pflegegeldes zugunsten 
ausschließlich zweckgebundener Sachleistungen lehnen wir daher ab. Vielmehr 
muss das Pflegegeld gestärkt werden, weil die Pflege in der Familie heute systema-
tisch schlechter gestellt ist als professionelle Sachleistung; genau diese Ungleich-
behandlung haben wir im Landtag bereits kritisiert. Gleichzeitig befürworten wir Be-
ratung und niedrigschwellige Unterstützungsangebote, damit Qualität gesichert 
wird, ohne die häusliche Pflege kaputt zu regulieren. 
 

13. Regional übliches Entgeltniveau 
 

Mit der Einführung der Vorgaben zum regional üblichen Entgeltniveau im Rahmen 
des Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetzes (GVWG) sind die Perso-
nalkosten in den Einrichtungen in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Diese 
Entwicklung führt in der Praxis zu erheblichen Kostensteigerungen, die über die Pfle-
gesätze an die Pflegebedürftigen weitergegeben werden müssen und damit deren 
finanzielle Belastung spürbar erhöhen. Insgesamt verschärft sich die finanzielle Be-
lastung für Einrichtungen und Pflegebedürftige zunehmend. Vor diesem Hinter-
grund bitten wir Sie um Stellungnahme zu folgenden Fragen: 
 
Frage: Sind Sie für eine Evaluierung oder Anpassung der Regelungen zum regional 
üblichen Entgeltniveau, um eine nachhaltige Finanzierung der Pflegeeinrichtungen 
sowie eine Begrenzung der Eigenanteile für Pflegebedürftige sicherzustellen? 



 

AfD Sachsen-Anhalt | Schönebecker Straße 11-13 | 39104 Magdeburg Seite 11 
 

Welche Maßnahmen planen Sie, um sowohl die wirtschaftliche Tragfähigkeit der 
Pflegeeinrichtungen als auch die finanzielle Zumutbarkeit für Pflegebedürftige künf-
tig sicherzustellen? 
 
Antwort: Die Regelungen zum regional üblichen Entgeltniveau sollten aus unserer 
Sicht evaluiert und bei Fehlsteuerungen angepasst werden. Gute Bezahlung in der 
Pflege ist richtig, aber politische Vorgaben dürfen nicht dazu führen, dass Einrich-
tungen wirtschaftlich unter Druck geraten und die steigenden Kosten am Ende fast 
vollständig bei den Pflegebedürftigen landen. Nötig sind deshalb drei Dinge: erstens 
eine ehrliche Prüfung der Kostenfolgen, zweitens eine schnellere Refinanzierung 
berechtigter Personalkosten und drittens Maßnahmen zur Begrenzung der Eigenan-
teile. Wirtschaftlich tragfähige Einrichtungen und für Betroffene bezahlbare Pflege 
gehören zusammen, wer nur neue Kosten anordnet, ohne die Finanzierung zu si-
chern, verschärft das Problem statt es zu lösen. 


